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Bundesrichter Herrmann, Präsident,
Bundesrichter von Werdt, Hartmann,
Gerichtsschreiber Möckli.

A.________, 
Beschwerdeführer,

gegen

B.________, 
vertreten durch Rechtsanwältin Franziska Beutler,
Beschwerdegegnerin.

Besuchsrecht (vorsorgliche Massnahmen),

Beschwerde gegen den Entscheid des Obergerichts des 
Kantons Bern, 2. Zivilkammer, vom 19. Dezember 2023 
(ZK 23 359).

Besetzung

Gegenstand

Verfahrensbetei l igte



Sachverhalt:

A.
Die  Parteien  sind  die  nicht  verheirateten  Eltern  von  zwei  Töchtern
(geb. 2012 und 2016), welche das Regionalgericht Oberland mit Ent -
scheid vom 31. Juli 2023 unter die Obhut der Mutter stellte, unter Ein -
räumung eines Besuchsrechts alle zwei Wochen von Freitagabend bis
Sonntagabend  und  ab  dem  7.  Mal  alle  zwei  Wochen  von  Freitag-
morgen  bis  Sonntagabend  (sodann  Ferien-  und  Feiertagsregelung).
Dagegen erhob der Vater eine Berufung, mit welcher er leicht modifi -
zierte Besuchszeiten und insbesondere wöchentlich ein Besuchsrecht
von Donnerstagabend bis Freitagabend (jedes zweite Mal verbunden
mit dem Wochenende) fordert.

B.
Überdies stellte der Vater für die Dauer des Berufungsverfahrens ein
entsprechendes Gesuch um vorsorgliche Massnahmen, mit  welchem
er  die  sofortige  Umsetzung  seiner  Begehren  forderte.  Mit  Entscheid
vom 19. Dezember 2023 wies das Obergericht des Kantons Bern die -
ses  Gesuch  ab,  erliess  aber  –  damit  dem Vater  trotz  der  aufschie-
benden  Wirkung  der  Berufung  wenigstens  Kontakte  im  Umfang  des
erstinstanzlich Angeordneten zustehen – von Amtes wegen eine vor-
sorgliche  Kontaktregelung  entsprechend  dem  erstinstanzlichen  Ent-
scheid.

C.
Gegen diesen Massnahmeentscheid hat der Vater am 27. Dezember
2023 eine  Beschwerde  in  Zivilsachen  erhoben,  im Wesentlichen  mit
dem Begehren um vorsorgliche Anordnung des von ihm gewünschten
Besuchsrechts. Am 19. Januar 2024 hat die Beschwerdegegnerin ein
Gesuch um aufschiebende Wirkung eingereicht. Es wurden keine Ver-
nehmlassungen eingeholt.

Erwägungen:

1.
Angefochten ist  ein  Zwischenentscheid  über  die  während  des Beru-
fungsverfahrens  verlangte  vorsorgliche  Ausdehnung  des  Besuchs-
rechts,  der  nur  unter  den  besonderen  Voraussetzungen  von Art.  93
Abs. 1 BGG mit Beschwerde beim Bundesgericht angefochten werden
kann  (ausführlich  zum  nicht  wieder  gutzumachenden  Nachteil  insb.
BGE 142 III 798 E. 2.2). Der Beschwerdeführer begründet diesen hin-
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reichend damit,  dass  sich  nicht  gewährte  Zeit  mit  den Kindern  nicht
nachholen lasse.

Bei der Anfechtung einer vorsorglichen Massnahme kann nur die Ver-
letzung  verfassungsmässiger  Rechte  gerügt  werden  (Art.  98  BGG),
wofür  das  strenge  Rügeprinzip  nach  Art.  106  Abs.  2  BGG gilt.  Der
Beschwerdeführer  rügt  die  Verletzung  des  Anspruchs  auf  ein  faires
Verfahren (Art.  29  Abs.  1  BV)  sowie  des  Anspruchs auf  rechtliches
Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) und schliesslich eine Verletzung des Willkür -
verbots (Art. 9 BV).

2.
Aufgrund der formellen Natur ist die Gehörsrüge, welche auf eine Ver -
letzung der Begründungspflicht  als Teilgehalt  des rechtlichen Gehörs
zielt, vorab zu behandeln.

Aus dem Anspruch auf rechtliches Gehör fliesst die Pflicht, einen Ent -
scheid so abzufassen, dass der Betroffene ihn gegebenenfalls sachge-
recht anfechten kann. Daher müssen – im Sinn der entscheidwesent -
lichen  Gesichtspunkte  –  wenigstens  kurz  die  Überlegungen  genannt
werden, von denen sich das Gericht hat leiten lassen und auf welche
sich  sein  Entscheid  stützt  (BGE  141  III  28  E.  3.2.4;  142  III  433
E. 4.3.2; 143 III 65 E. 5.2).

Das Obergericht hat ausgeführt, dass der Umfang der Kontaktregelung
gerade den Gegenstand des berufenen Hauptverfahrens bilde und die
vom Vater gewünschte Ausdehnung in Richtung einer alternierenden
Obhut  gehe,  dass  die  erstinstanzliche  Regelung  unter  Berücksichti-
gung  des  gegebenen  Sachverhaltes  in  richterlicher  Ermessensaus-
übung erfolgt und nicht ersichtlich sei, inwiefern Ermessensfehler vor -
liegen könnten, und dass der stufenweise Ausbau der Kontakte, wie er
von  der  Erstinstanz  angeordnet  worden  sei,  vorliegend  sinnvoll  er-
scheine.

Damit hat das Obergericht in der für vorsorgliche Massnahmen wäh-
rend des Berufungsverfahrens gebotenen Kürze in  nachvollziehbarer
Weise begründet, von welchen Überlegungen es sich hat leiten lassen.
Eine Verletzung der Begründungspflicht liegt mithin nicht vor.

3.
Die  Rüge der  Verletzung  von Art.  29  Abs.  1  BV begründet  der  Be-
schwerdeführer damit, dass ihm die Kinder entfremdet würden, wenn
er sie nur jedes zweite Wochenende sehe. Dies betrifft aber nicht den
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Anspruch auf ein faires Verfahren, sondern die materielle  Ausgestal -
tung  der  vorsorglichen  Besuchsrechtsregelung  während  des  Beru-
fungsverfahrens; diesbezüglich stehen Willkürrügen im Vordergrund.

4.
Der  Beschwerdeführer  macht  eine  willkürliche  Anwendung  von
Art. 273 Abs.  1 ZGB dahingehend geltend,  dass er  die  Kinder  in  all
den Jahren ausserhalb seiner Erwerbstätigkeit  in gleichem Mass wie
die Beschwerdegegnerin betreut und sich in der Freizeit täglich an der
Betreuung der Kinder beteiligt habe, er sie aber seit der Trennung nur
noch jedes zweite Wochenende sehe, obwohl sie bloss 120 m vonein-
ander entfernt wohnen würden; er sei beruflich sehr flexibel, arbeite an
zwei Tagen pro Woche im Homeoffice und es bestünden keine Zweifel
an  seiner  Erziehungsfähigkeit.  Die  obergerichtliche  Haltung,  wonach
die  Mutter  betreue  und  der  Vater  zahle,  widerspreche  in  eklatanter
Weise dem Willen des Gesetzgebers, welcher die alternierende Obhut
fördern wolle, wie auch (im Einzelnen genannte) parlamentarische In-
itiativen, Motionen und Postulate zeigen würden.

Die Ausführungen zielen auf  die Sache selbst,  über welche im Rah-
men des Berufungsentscheides zu befinden sein wird. Nach den zu-
treffenden  Erwägungen im angefochtenen Entscheid  dürfen  vorsorg-
liche Massnahmen den (vorliegend der Kammer mit  Dreierbesetzung
vorbehaltenen)  Sachentscheid  nicht  in  unzulässiger  Weise  präjudi-
zieren oder gar vorwegnehmen. Dies entspricht auch der instruktions-
richterlichen Praxis der II. zivilrechtlichen Abteilung bzw. generell der
bundesgerichtlichen  Praxis  zu  Art.  104 BGG.  Der  Beschwerdeführer
müsste deshalb im Einzelnen darlegen (Rügeprinzip), inwiefern es ab-
solut  unhaltbar und damit willkürlich sein soll,  wenn das Obergericht
(einzelrichterlich) nicht bereits eine Gutheissung der Berufung vorweg-
genommen und in Überspielung der von der Erstinstanz angeordneten
schrittweisen Ausdehnung des Besuchsrechts vorsorglich ein solches
von viel grösserem Umfang verfügt hat. Dies tut der Beschwerdeführer
nicht dar.

5.
Nach dem Gesagten ist  die Beschwerde abzuweisen,  soweit  auf  sie
einzutreten ist. Mit dem sofortigen Urteil in der Sache wird das Gesuch
um aufschiebende Wirkung gegenstandslos.

6.
Die Gerichtskosten sind dem Beschwerdeführer aufzuerlegen (Art. 66
Abs. 1 BGG). Es wurden keine Vernehmlassungen eingeholt  und der
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Gegenpartei ist somit kein entschädigungspflichtiger Aufwand entstan-
den.

Demnach erkennt das Bundesgericht:

1.
Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit auf sie einzutreten ist.

2.
Die  Gerichtskosten  von  Fr.  2'000.--  werden  dem  Beschwerdeführer
auferlegt.

3.
Dieses  Urteil  wird  den  Parteien  und  dem  Obergericht  des  Kantons
Bern, 2. Zivilkammer, mitgeteilt.

Lausanne, 23. Januar 2024

Im Namen der II. zivilrechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Der Gerichtsschreiber:

Herrmann Möckli

Seite 5


